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Öffnungszeiten Landratsamt 
 
Wir kümmern uns gerne um Ihr Anliegen. Um 
Abläufe effizienter zu gestalten und unnötige 
Wartezeiten zu reduzieren, bitten wir Sie, ei-
nen Termin zu vereinbaren. Nehmen Sie hier-
zu gerne Kontakt mit den jeweiligen Organisa-
tionseinheiten auf. Weitere Informationen dazu 
finden Sie unter www.landkreis-schweinfurt.de  
 
Allgemein 
Montag 08:00 - 12:00 
 
Dienstag 08:00 - 12:00, 14:00 - 16:00  
 
Mittwoch 08:00 - 12:00 
Donnerstag 08:00 - 12:00, 14:00 - 17:00 
Freitag  08:00 - 12:00 
 
Bürgerservice & Kfz-Zulassung 
Montag  07:30 - 13:00 
Dienstag 07:30 - 16:00 
Mittwoch 07:30 - 13:00 
Donnerstag 07:30 - 17:00 
Freitag  07:30 - 13:00 
 

Notdienste 
 
Stadt und Landkreis Schweinfurt 
Notruf:           112 
Feuerwehr:          112 
Ärztlicher Bereitschaftsdienst:          116 117 
 
Bei Zahnärzten und Apotheken wird der Not-
dienst im Wechsel sichergestellt.  
Aktuelle Informationen zu den diensthabenden 
Zahnärzten und Apotheken erhalten Sie im In-
ternet unter: 

- Zahnärzte: www.notdienst-zahn.de 
- Apotheken: www.apotheken.de oder 

www.aponet.de 

Amtliche Bekanntmachungen Teil I 
 
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieses 
Amtsblattes: 
 
Anlage 1: Satzung zur 6. Änderung der Sat-
zung des Abwasserzweckverbandes  
Kolitzheim-Sulzheim 
 
Anlage 2: Entschädigungssatzung für den Ab-
wasserzweckverband Kolitzheim-Sulzheim 
2026 
 
Anlage 3: Satzung des Abwasserzweckver-
bandes Kolitzheim-Sulzheim in der Fassung 
der 6. Änderung vom 23. Juni 2026 
 
Hinweis zu Anlage 3: Mittels Anlage 3 erfolgt 
lediglich die Bekanntmachung einer konsoli-
dierten Lesefassung der Verbandssatzung des 
Abwasserzweckverbandes Kolitzheim-Sulz-
heim, in der die in der Vergangenheit erfolgten 
Änderungen der Verbandssatzung (einschließ-
lich der Anlage 1) bereits miteingearbeitet sind 

 



 
 

Anlage 1 zum Amtsblatt Nr. 22 
 
 

Satzung zur 6. Änderung der Satzung des Abwasserzweckverbandes  
Kolitzheim-Sulzheim 
 

Der Abwasserzweckverband Kolitzheim-Sulzheim erlässt nach Art. 22 Abs. 2 und Art. 44 des Geset-
zes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung vom 20.06.1994 (GVBl S. 555, 
1995, S. 98, BayRS 2020-6-1-I), das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. 
S. 637) geändert worden ist i. V. m. § 10 Abs. 2 Nr. 8 der Satzung des Abwasserzweckverbandes 
Kolitzheim - Sulzheim folgende Satzung zur 6. Änderung der Satzung des Abwasserzweckverbandes 
Kolitzheim – Sulzheim: 
 
 

§ 1 
 
Die Verbandssatzung des Abwasserzweckverbandes Kolitzheim-Sulzheim vom 29.04.2010 (Amts-
blatt des Landratsamtes Schweinfurt Nr. 18 vom 05.05.2010), zuletzt geändert mit Satzung vom 
21.04.2026 (Amtsblatt des Landratsamtes Schweinfurt Nr. 16 vom 11.06.2026) wird wie folgt geän-
dert: 

 
 

§ 6 Satz 1 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 
Die Verbandsversammlung besteht aus der/dem Verbandsvorsitzenden, einem/einer Stellvertreter/in 
und zehn weiteren Verbandsräten. 
 
 
§ 7 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Verbandsräte und der/die Stellvertreter/in des/der Verbandsvorsitzenden werden durch 
den/die Verbandsvorsitzende/n mit ihrem Einverständnis elektronisch zu den Sitzungen eingeladen, 
indem der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch eine E-Mail und die Tagesordnung durch einen 
mit dieser E-Mail versandten Link auf ein in einem technisch individuell gegen Zugriffe Dritter ge-
schützten Bereich (Ratsinformationssystem) eingestelltes und abrufbares Dokument mitgeteilt wer-
den. Die Tagesordnung kann bis spätestens zum Ablauf des dritten Tages vor der Sitzung ergänzt 
werden. Ist eine elektronische Sitzungsladung ausnahmsweise seitens des/der Verbandsvorsitzen-
den technisch oder rechtlich unmöglich, werden die Mitglieder der Verbandsversammlung schriftlich 
unter Beifügung der Tagesordnung sowie weiterer Unterlagen, insbesondere Beschlussvorlagen, so-
weit diese sachdienlich sind und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit sowie des Datenschutzes nicht 
entgegenstehen, geladen. 
(2) Die Tagesordnung geht zu, wenn die E-Mail nach Absatz 1 Satz 1 im elektronischen Briefkasten 
des Empfängers oder bei seinem Provider abrufbar eingegangen und üblicherweise mit der Kennt-
nisnahme zu rechnen ist. 
(3) Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, insbesondere Beschlussvorlagen, beigefügt wer-
den, wenn und soweit das sachdienlich ist und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit sowie des Daten-
schutzes nicht entgegenstehen. Die weiteren Unterlagen werden grundsätzlich nur elektronisch im 
Ratsinformationssystem im Sinne von Absatz 1 Satz 1 zur Verfügung gestellt.  
(4) Die Ladungsfrist beträgt 7 Tage. Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden 
bei der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der/die Verbandsvorsit-
zende die Frist bis auf vierundzwanzig Stunden abkürzen. 
  



(5) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss außerdem ein-
berufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder die Aufsichtsbehörde unter Angabe der 
Beratungsgegenstände beantragt. 
(6) Die Aufsichtsbehörde und die für die Beratungsgegenstände jeweils zuständigen Fachbehörden 
sind zu den Sitzungen zu laden. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
 
§ 8 Abs. 1 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Der/die Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Verbandsversammlung vor. 
Er/sie leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung während der Sitzung. 
 
 
§ 9 Abs. 5 Satz 2 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 
Die Niederschrift ist vom/von der Verbandsvorsitzenden und vom/von der Schriftführer/in zu unter-
zeichnen. 

 
 

§ 11 Abs. 4 Satz 2 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 
Die Verbandsversammlung setzt die Höhe dieser Entschädigung durch Satzung fest. 
 
 
§ 12 Abs. 1 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Der Verbandsausschuss ist ein ständiger, beschließender Ausschuss und besteht aus dem/der 
Verbandsvorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern. Mitglieder des Verbandsausschusses sind die 
1. Bürgermeister/innen der Mitgliedsgemeinden und ein weiterer Verbandsrat aus der Gemeinde Ko-
litzheim. 
 
 
§ 14 Abs. 1 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Der Verbandsausschuss ist zuständig 

1.   Lieferungen und Leistungen in der Höhe von 10.001,-- € bis 50.000,-- € zu vergeben; 
2. die notwendigen Unterhaltungsarbeiten zu ermitteln und die von den Vorsitzenden und den 

Dienstkräften des Zweckverbandes zur Erfüllung seiner Aufgabe ausgeübten Tätigkeiten lau-
fend zu überwachen. 

 
 
§ 15 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 
Die Mitglieder des Verbandsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Die Bestimmungen des § 11 Abs. 
2 – 4 finden entsprechende Anwendung.  
 
  



§ 16 Überschrift und Abs. 1 der Verbandssatzung erhalten folgende Fassung: 
 

§ 16 
Verbandsvorsitz 

Wahl des/der Verbandsvorsitzenden 
 

(1) Der/die Verbandsvorsitzende und sein/e/ihr/e Stellvertreter/in werden von der Verbandsversamm-
lung aus ihrer Mitte gewählt. Der/die Verbandsvorsitzende und der/die Stellvertreter/in müssen die 
gesetzlichen Vertreter der Verbandsmitglieder sein. 
 
 
§ 17 Überschrift und Abs. 2 und 4 der Verbandssatzung erhalten folgende Fassung: 
 

§ 17 
Zuständigkeit des/der Verbandsvorsitzenden 

 
(2) Der/die Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung, des Verbands-
ausschusses und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeord-
nung kraft Gesetzes dem/der 1. Bürgermeister/in zukommen. Er/sie erfüllt die ihm/ihr gesetzlich zu-
gewiesenen weiteren Aufgaben. Er/sie vergibt in eigener Zuständigkeit Einzelaufträge und sonstige 
Verträge bis 10.000,--€, soweit sie für den laufenden Betrieb notwendig sind.  
(4) Der/die Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner/ihrer Befugnisse seinem/seiner/ihrem/ihrer 
Stellvertreter/in und laufende Verwaltungsangelegenheiten Dienstkräften des Zweckverbandes oder 
mit Zustimmung eines Verbandsmitglieds dessen Dienstkräften übertragen. 

 
 

§ 18 Satz 1 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 

Der/die Verbandsvorsitzende und sein/e/ihr/e Stellvertreter/in sind ehrenamtlich tätig.  
 

 
§ 19 Satz 1 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 
Zur Unterstützung des/der Vorsitzenden wird von der Verbandsversammlung ein/e Geschäftsleiter/in 
bestimmt. 
 
 
§ 25 Satz 1 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 
 
Der/die Kassenverwalter/-in und sein/e/ihr/e Stellvertreter/in werden von der Verbandsversammlung 
bestellt. 
 
 
§ 26 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 4 der Verbandssatzung erhalten folgende Fassung: 
 
(1) Der/die Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung innerhalb von 
sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 
(2) Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversammlung oder von einem Prüfungsausschuss bin-
nen drei Monaten örtlich geprüft werden. Der Prüfungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsver-
sammlung zu bilden. Er besteht aus drei Verbandsräten. Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsaus-
schuss führt ein von der Verbandsversammlung bestimmtes Ausschussmitglied. 
 
  



§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landratsamtes 
Schweinfurt in Kraft. 
 
 
ABWASSERZWECKVERBAND Kolitzheim-Sulzheim 
Kolitzheim, 23.06.2026 
 
 
gez. 
Daniel Scheller 
Verbandsvorsitzender 
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Entschädigungssatzung 
für den Abwasserzweckverband  

Kolitzheim-Sulzheim 

 
2026 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 

 
Entschädigungssatzung  

für den Abwasserzweckverband Kolitzheim-Sulzheim  
 
Der Abwasserzweckverband Kolitzheim-Sulzheim erlässt aufgrund Art. 30 Abs. 2 des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.06.1994 
(GVBl. S. 555, 1995, S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 23. 
Dezember 2025 (GVBl. S. 637)  sowie Art 20a und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-
1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637), und §§ 11, 
15, 19 und 25 der Verbandssatzung gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 22.06.2026 
folgende 
 

 
Satzung 

 

§ 1 Entschädigungsberechtigte 
 
Der/die Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung werden für die 
Teilnahme an Sitzungen und für die sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe 
dieser Satzung entschädigt. Entsprechendes gilt für Stellvertreter/innen, sofern ein Vertretungsfall 
vorliegt. 
 
 

§ 2 Auslagenersatz 
 

Der/die Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Ver-
bandsversammlung und ihrer Ausschüsse Ersatz ihrer Auslagen. 
 
 

§ 3 Entschädigung der Verbandsräte 
 

(1) Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der Verbandsver-
sammlung angehören, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung und 
ihrer Ausschüsse eine Sitzungsgeldpauschale. Die Sitzungsgeldpauschale wird auf 40,00 EUR 
festgesetzt. Sie verdoppelt sich, wenn die Sitzung länger als fünf Stunden dauert.  
 

(2) Soweit die Verbandsräte Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, erhalten sie außerdem den entstan-
denen Verdienstausfall für die Dauer der Sitzung einschließlich einer angemessenen An- und 
Abreisezeit ersetzt. Der Betrag des entgangenen Lohnes oder Gehalts ist durch Bescheinigung 
des Arbeitgebers nachzuweisen. 

 
(3)  Soweit die Verbandsräte selbständig tätig sind, erhalten sie für die durch die Teilnahme an Sit-

zungen bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung von 25,00 EUR je volle Stunde für 
den Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist. Dies gilt 
nicht für Sitzungen, die ab 17 Uhr oder später beginnen oder an Samstagen, Sonntagen oder 
gesetzlichen Feiertagen stattfinden.  

 



(4) Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach den Absätzen 2 oder 3 haben, denen 
aber im beruflichen und häuslichen Bereich durch die Teilnahme an den Sitzungen ein Nachteil 
entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeitszeit oder das Heranziehen 
einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschal-entschädigung wie selbständig 
Tätige. Dies gilt nicht für Sitzungen, die ab 17 Uhr oder später beginnen oder an Samstagen, 
Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden.  
 
Nachgewiesene Kosten für eine notwendige Betreuung von im Haushalt der ehrenamtlich tätigen 
Verbandsräte lebenden 
a) Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
b) Kindern mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind, oder 
c) Angehörige im Sinne von Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem Pflegegrad nach   § 15 
Abs. 1 Satz 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) 
 
werden bis zu einem Höchstbetrag von 25 Euro für jede volle Stunde der Sitzungsdauer ersetzt; 
für Personen, denen eine Entschädigung nach Satz 1 zusteht, gilt dies nur, soweit die erstattungs-
fähigen Betreuungskosten diese Entschädigung übersteigen. Die Ersatzleistungen nach diesem 
Absatz werden nur auf Antrag gewährt. 
 

(5) Wenn Verbandsräte zusätzliche Aufgaben übernehmen, die wesentlich über ihre Aufgaben als 
Verbandsräte hinausgehen, erhalten sie die doppelte Entschädigung nach Absatz 1.  
 
 

§ 4 Entschädigung des/der Verbandsvorsitzenden und  
des/der Stellvertreters/Stellvertreterin 

 
(1) Der/die Verbandsvorsitzende erhält für seine/ihre Tätigkeit eine monatliche Pauschalentschä-

digung in Höhe von 150,00 €.  
 
(2) Sein/e/Ihr/e Stellvertreter/in erhält für seine/ihre Tätigkeit eine monatliche Pauschalentschädi-

gung in Höhe von 50,00 €. 
 

 
§ 5 Entschädigung des Geschäftsleiters/der Geschäftsleiterin 

 
Der Geschäftsleiter/die Geschäftsleiterin erhält für seine/ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung. 
Ihre Höhe wird durch Beschluss der Verbandsversammlung festgesetzt. 
 
 

§ 6 Entschädigung der Kassenverwalterin/des Kassenverwalters 
 

Die Kassenverwalterin/der Kassenverwalter erhält für ihre/seine Tätigkeit eine Aufwandsentschädi-
gung. Ihre Höhe wird durch Beschluss der Verbandsversammlung festgesetzt. 
 
 

§ 7 Auszahlung der Entschädigungen 
 

Die nach Monatsbeträgen bemessenen Pauschalentschädigungen werden monatlich im Voraus aus-
gezahlt. Die übrigen Entschädigungen werden nachträglich gezahlt. 
 
  



§ 8 In-Kraft-Treten 
 

Diese Satzung tritt am 01.05.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entschädigungssatzung des Abwas-
serzweckverbandes Kolitzheim-Sulzheim vom 15.06.2020 außer Kraft. 
 
 

ABWASSERZWECKVERBAND Kolitzheim-Sulzheim 
Kolitzheim, 23.06.2026 
 
 
gez. 
Daniel Scheller 
Verbandsvorsitzender 
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Satzung des Abwasserzweckverbandes 
Kolitzheim-Sulzheim 

 
in der Fassung der 6. Änderung 

 
vom 23. Juni 2026 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Die Gemeinden Kolitzheim und Sulzheim schließen sich gemäß Art. 17 Abs. 1 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 
(GVBl S. 555, ber. 1995 S. 98), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 
(GVBl. S. 637) zu einem Zweckverband zusammen und vereinbaren folgende Verbandssatzung: 
 
 

Vorbemerkung 
 
Die Gemeinden Kolitzheim und Sulzheim bilden zur gemeinsamen Aufgabenerfüllung der Abwasser-
reinigung einschließlich der Klärschlammentsorgung einen Zweckverband. 
Verbandszweck ist der Bau und Betrieb einer gemeinsamen Kläranlage in der Gemarkung Zeilitzheim 
mit einer Ausbaugröße von ca. 7.200 Einwohnerwerten. Der Verband wird als sog. Innenverband 
geführt. Die Satzungshoheit nach Art. 23 und 24 GO sowie Art. 2, 5, 8 und 9 KAG obliegt ausschließ-
lich den Mitgliedsgemeinden.  
 
 

§ 1 
Rechtsstellung 

 
(1) Der Zweckverband führt den Namen „Abwasserzweckverband Kolitzheim – Sulzheim“ – im Fol-
genden auch „Zweckverband“ genannt - 
(2) Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
(3) Er hat seinen Sitz in Kolitzheim. 
(4) Aufsichtsbehörde ist das Landratsamt Schweinfurt. 
(5) Die fachtechnische Aufsicht über den Abwasserzweckverband obliegt dem       Wasserwirtschafts-
amt Bad Kissingen (Fachbehörde). 
 
 

§ 2 
Verbandsmitglieder 

 
(1) Verbandsmitglieder sind die Gemeinden Kolitzheim und Sulzheim. 
(2) Andere Gemeinden können dem Abwasserzweckverband beitreten. Der Beitritt bedarf  
     einer Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.  
 
 

§ 3 
Räumlicher Wirkungsbereich 

 
(1) Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst das Gebiet der Gemeindeteile Ger-
nach, Herlheim, Kolitzheim, Oberspiesheim, Unterspiesheim und Zeilitzheim der Gemeinde Kolitz-
heim sowie der Gemeindeteile Alitzheim, Mönchstockheim, Sulzheim und Vögnitz der Gemeinde 
Sulzheim.  
(2) Geplant ist außerdem der Anschluss des Gemeindeteils Bischwind der Gemeinde Dingolshausen 
im Rahmen einer Zweckvereinbarung nach Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 7, 8 und 9 KommZG.  
 
 

§ 4 
Aufgaben und Befugnisse 

 
(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine Abwasseranlage zur Sammlung, Ableitung und Reini-
gung der im Verbandsgebiet anfallenden Abwässer einschließlich der Klärschlammentsorgung zu 
planen, zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, sowie die Anlage im Bedarfsfall zu erweitern. 
Die Anlage besteht aus der Gemeinschaftskläranlage bei Zeilitzheim und dem gemeinsamen Verbin-
dungskanal mit zugehörigen Bauwerken von Herlheim bis zur Kläranlage. 



(2) Der Zweckverband plant, errichtet, betreibt und unterhält den gemeinsamen Verbindungskanal 
von Herlheim zur Gemeinschaftskläranlage und die Kläranlage samt Nebenanlagen selbst. Der Bau, 
die Erweiterung, die Unterhaltung und der Betrieb der Ortsnetze einschließlich der Sonderbauwerke 
und Nebenanlagen obliegen den Mitgliedsgemeinden. Die Mitgliedsgemeinden können einzelne Auf-
gaben wie z.B. die Kanalspülung der Ortsnetze und der Zubringerkanäle und die Schachtsichtprüfung 
auf den Zweckverband übertragen. 
(3) Die Kosten der Herstellung, Erweiterung und Unterhaltung ihrer Ortskanalisationen sowie die Kos-
ten der Erneuerung einschließlich der gemeindlichen Zuleitungskanäle sowie der Regenrückhaltun-
gen und Überläufe mit dazugehörigen Bauwerken trägt jede Gemeinde selbst. 
(4) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband, für die Erfüllung seiner Aufgaben ihre ein-
schlägigen Akten, Archive, Karten und dgl. unentgeltlich zu benutzen. Sie gestatten ihm ferner, für 
die Erfüllung seiner Aufgaben ihre öffentlichen Verkehrsräume und die sonstigen ihrem Verfügungs-
recht unterliegenden Grundstücke unentgeltlich zu benutzen. 
(5) Die Mitgliedsgemeinden sind berechtigt, für den Verbandsbereich (§ 3) nach Art. 23 und 24 GO 
sowie Art. 2, 5, 8 und 9 KAG Satzungen über die Benutzung der öffentlichen Einrichtungen zur Ab-
wasserentsorgung, insbesondere über den Anschluss- und Benutzungszwang sowie über die Erhe-
bung von Beiträgen und Gebühren zu erlassen.  
(6) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgaben ohne Gewinnabsicht. Er dient ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts und der Abgabenordnung.  
 
 

§ 5 
Verbandsorgane 

 
(1) Die Organe des Zweckverbandes sind 

1. die Verbandsversammlung 
2. der Verbandsausschuss 
3. der Rechnungsprüfungsausschuss 
4. die/der Verbandsvorsitzende. 

 
 

§ 6 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 
Die Verbandsversammlung besteht aus der/dem Verbandsvorsitzenden, einem/einer Stellvertreter/in 
und zehn weiteren Verbandsräten. Von den weiteren Verbandsräten stellt  

1. das Verbandsmitglied Kolitzheim 6 
2. das Verbandsmitglied Sulzheim 4. 

Für jeden in die Verbandsversammlung entsandten Verbandsrat bestellen die Verbandsmitglieder 
nach den Vorgaben des Art. 31 Abs. 3 KommZG einen oder mehrere Stellvertreter.  
 
 

§ 7 
Einberufung der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsräte und der/die Stellvertreter/in des/der Verbandsvorsitzenden werden durch 
den/die Verbandsvorsitzende/n mit ihrem Einverständnis elektronisch zu den Sitzungen eingeladen, 
indem der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch eine E-Mail und die Tagesordnung durch einen 
mit dieser E-Mail versandten Link auf ein in einem technisch individuell gegen Zugriffe Dritter ge-
schützten Bereich (Ratsinformationssystem) eingestelltes und abrufbares Dokument mitgeteilt wer-
den. Die Tagesordnung kann bis spätestens zum Ablauf des dritten Tages vor der Sitzung ergänzt 
werden. Ist eine elektronische Sitzungsladung ausnahmsweise seitens des/der Verbandsvorsitzen-
den technisch oder rechtlich unmöglich, werden die Mitglieder der Verbandsversammlung schriftlich 
unter Beifügung der Tagesordnung sowie weiterer Unterlagen, insbesondere Beschlussvorlagen, so-
weit diese sachdienlich sind und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit sowie des Datenschutzes nicht 
entgegenstehen, geladen. 



(2) Die Tagesordnung geht zu, wenn die E-Mail nach Absatz 1 Satz 1 im elektronischen Briefkasten 
des Empfängers oder bei seinem Provider abrufbar eingegangen und üblicherweise mit der Kennt-
nisnahme zu rechnen ist. 
(3) Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, insbesondere Beschlussvorlagen, beigefügt wer-
den, wenn und soweit das sachdienlich ist und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit sowie des Daten-
schutzes nicht entgegenstehen. Die weiteren Unterlagen werden grundsätzlich nur elektronisch im 
Ratsinformationssystem im Sinne von Absatz 1 Satz 1 zur Verfügung gestellt.  
(4) Die Ladungsfrist beträgt 7 Tage. Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden 
bei der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der/die Verbandsvorsit-
zende die Frist bis auf vierundzwanzig Stunden abkürzen. 
(5) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss außerdem ein-
berufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder die Aufsichtsbehörde unter Angabe der 
Beratungsgegenstände beantragt. 
(6) Die Aufsichtsbehörde und die für die Beratungsgegenstände jeweils zuständigen Fachbehörden 
sind zu den Sitzungen zu laden. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
 

§ 8 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

 
(1) Der/die Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Verbandsversammlung vor. 
Er/sie leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung während der Sitzung. 
(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde und der jeweiligen Fachbehörden und der/die Geschäftslei-
ter/in und der/die Kassenverwalter/in haben das Recht, an den Sitzungen beratend teilzunehmen. Auf 
Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch andere Personen hören. 

 
 

§ 9 
Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß ge-
laden sind und die Mehrheit der Verbandsräte anwesend und stimmberechtigt ist. Über andere als in 
der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann Beschluss gefasst werden, wenn 
alle Verbandsräte zur Sitzung erschienen sind und der beschlussmäßigen Behandlung des weiteren 
Gegenstandes zustimmen oder wenn eine Dringlichkeit des Beratungsgegenstandes geboten ist. 
Über die Dringlichkeit entscheidet der/die Verbandsvorsitzende. Jeder Verbandsrat, auch der/die Ver-
bandsvorsitzende hat eine Stimme. Verbandsräte können an der Beratung und Abstimmung nicht 
teilnehmen, wenn der Gegenstand und Beschluss ihnen selbst, ihren Ehegatten, ihren Lebenspart-
nern, einen Verwandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grad oder einer von ihnen gesetzlich 
oder kraft Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristischen Person, einen unmittelbaren Vorteil o-
der Nachteil bringen kann.   
(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Be-
teiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum zweiten Mal zur Ver-
handlung über den selben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschie-
nenen beschlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen. 
(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese Verbandssatzung nicht et-
was anderes vorschreibt, werden die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit 
der Abstimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abge-
lehnt. Solange ein Verbandsmitglied keine anderen Vertreter bestellt hat, übt der erste Bürgermeister 
das Stimmrecht aller Vertreter aus. Kein Verbandsrat darf sich der Stimme enthalten; enthält sich ein 
Verbandsrat trotzdem der Stimme, so zählt er nicht zu den Abstimmenden. 
  



(4) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die persönliche Betei-
ligung (siehe Abs. 1 Satz 5) finden keine Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. Gewählt ist, wer 
mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, 
so findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stim-
mengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei oder mehr Be-
werber die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in die 
Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die höchste, zwei oder mehrere Bewerber die gleiche nächst-
höhere Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem Be-
werber mit der höchsten Stimmenzahl kommt. 
(5) Die Verhandlungen der Verbandsversammlung, insbesondere die Beschlüsse und Wahlergeb-
nisse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden Verbandsräte und 
der vertretenen Stimmen, der behandelten Gegenstände und der Abstimmungsergebnisse (Stimmen-
verhältnis) niederzuschreiben. Die Niederschrift ist vom/von der Verbandsvorsitzenden und vom/von 
der Schriftführer/in zu unterzeichnen. Als Schriftführer kann eine Dienstkraft des Zweckverbandes 
oder eines Verbandsmitgliedes, soweit dieses zustimmt, zugezogen werden. Verbandsräte, die einem 
Beschluss nicht zugestimmt haben, können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass dies in der 
Niederschrift vermerkt wird. Der/die Verbandsvorsitzende hat die Beschlüsse den Verbandsmitglie-
dern und, soweit erforderlich, der Aufsichtsbehörde und der Fachbehörde schriftlich zur Kenntnis zu 
bringen.  
 
 

§ 10 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Aufgaben des Zweckverbandes werden von der Verbandsversammlung wahrgenommen, so-
weit nicht nach dem Gesetz, dieser Verbandssatzung oder besondere Beschlüsse der Verbandsver-
sammlung der/die Verbandsvorsitzende oder der Verbandsausschuss selbständig entscheidet. 
(2) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für: 

1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der Verbandsaufga-
ben dienenden Einrichtungen; 

2. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung; die Nachtragshaushaltssatzungen, Fi-
nanzpläne und die Aufnahme von zusätzlichen Krediten während der vorläufigen Haushalts-
führung; 

3. die Beschlussfassung über den Finanzplan; 
4. die Beschlussfassung über den Stellenplan für Dienstkräfte; 
5. die Feststellung der Jahresrechnung und die Entlastung; 
6. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner/ihrer Stellvertreter und die Festsetzung von 

Entschädigungen; 
7. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse; 
8. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung des Zweck-

verbandes und die Bestellung von Abwicklern; 
9. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäftsordnung für die Verbandsver-

sammlung. 
(3) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz über die kommunale 
Zusammenarbeit zugewiesene Gegenstände, soweit nicht der Verbandsausschuss nach § 14 zustän-
dig ist. Sie ist insbesondere zuständig für die Beschlussfassung über 

1. den Erwerb, die Belastung und die Veränderung von Grundstücken; 
2. den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweckverband Verpflichtungen in 

Höhe von mehr als 50.000,-- € mit sich bringen; § 14 Abs. 1 Nr. 3 bleibt unberührt; 
3. den Gesamtplan der im Rechnungsjahr oder in mehreren Rechnungsjahren durchzuführen-

den Unterhaltungsarbeiten. 
Die Verbandsversammlung kann diese Zuständigkeiten allgemein oder für den Einzelfall auf den Ver-
bandsausschuss übertragen. Sie kann die Übertragung jederzeit für die Zukunft widerrufen. 
  



§ 11 
Rechtsstellung der Verbandsräte 

 
(1) Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. 
(2) Der/die Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der 
Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse Ersatz ihrer Auslagen, insbesondere Reisekostenver-
gütungen und Fahrtkostenerstattungen nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostenge-
setzes. 
(3) Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der Verbandsver-
sammlung angehören, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer 
Ausschüsse eine Sitzungsgeldpauschale. Angestellte und Arbeiter erhalten außerdem den ihnen 
nachweislich entstandenen Verdienstausfall ersetzt; selbständig Tätige erhalten stattdessen eine 
pauschalierte Verdienstausfallentschädigung je angefangene Stunde Sitzungsdauer. Dies gilt auch 
für Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach Abs. 3 Satz 2 haben, denen aber 
durch die Teilnahme an den Sitzungen im beruflichen und häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, 
der i. d. R. nur durch das Nachholen versäumter Arbeitszeit oder das Heranziehen einer Hilfskraft 
ausgeglichen werden kann. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag ge-
währt. Die Höhe der in Satz 1 und 2 genannten Entschädigungen setzt die Verbandsversammlung 
durch Satzung fest. 
(4) Der/die Verbandsvorsitzende erhält für seine/ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung, ebenso 
der Stellvertreter nach dem Maß seiner besonderen Inanspruchnahme. Die Verbandsversammlung 
setzt die Höhe dieser Entschädigung durch Satzung fest. 
 
 

§ 12 
Zusammensetzung des Verbandsausschusses 

 
(1) Der Verbandsausschuss ist ein ständiger, beschließender Ausschuss und besteht aus dem/der 
Verbandsvorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern. Mitglieder des Verbandsausschusses sind die 
1. Bürgermeister/innen der Mitgliedsgemeinden und ein weiterer Verbandsrat aus der Gemeinde Ko-
litzheim. 
(2) Das weitere Mitglied des Verbandsausschusses, sowie dessen Stellvertreter bestellt die Ver-
bandsversammlung aus ihrer Mitte. Die Bestellung gilt für die Dauer der Zugehörigkeit zur Verbands-
versammlung. Der Bestellte kann nur aus wichtigen Gründen von der Verbandsversammlung abbe-
rufen werden.  
 
 

§ 13 
Einberufung des Verbandsausschusses 

 
Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses gelten die Bestimmungen für die Ver-
bandsversammlung entsprechend. Jedes Ausschussmitglied hat nur eine Stimme. 
 
 

§ 14 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses 

 
(1) Der Verbandsausschuss ist zuständig 

1.   Lieferungen und Leistungen in der Höhe von 10.001,-- € bis 50.000,-- € zu vergeben; 
2. die notwendigen Unterhaltungsarbeiten zu ermitteln und die von den Vorsitzenden und den 

Dienstkräften des Zweckverbandes zur Erfüllung seiner Aufgabe ausgeübten Tätigkeiten lau-
fend zu überwachen. 

(2) Der Verbandsausschuss ist ferner zuständig für alle Angelegenheiten, die ihm durch Einzelbe-
schluss der Verbandsversammlung übertragen werden. 
  



 
§ 15 

Rechtsstellung der Mitglieder des Verbandsausschusses 
 

Die Mitglieder des Verbandsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Die Bestimmungen des § 11 Abs. 
2 – 4 finden entsprechende Anwendung. 
 
 

§ 16 
Verbandsvorsitz 

Wahl des/der Verbandsvorsitzenden 
 

(1) Der/die Verbandsvorsitzende und sein/e/ihr/e Stellvertreter/in werden von der Verbandsversamm-
lung aus ihrer Mitte gewählt. Der/die Verbandsvorsitzende und der/die Stellvertreter/in müssen die 
gesetzlichen Vertreter der Verbandsmitglieder sein. 
(2) Der/die Verbandsvorsitzende und sein/seine/ihr/ihre Stellvertreter/in werden auf die Dauer ihres 
kommunalen Wahlamtes gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie gewählt sind, bis 
zum Amtsantritt des/der neugewählten Verbandsvorsitzenden bzw. des Stellvertreters/der Stellver-
treterin weiter aus. 
 
 

§ 17 
Zuständigkeit des/der Verbandsvorsitzenden 

 
(1) Der/die Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. Er/sie bereitet die Bera-
tungsgegenstände der Verbandsversammlung und des Verbandsausschusses vor und führt dessen 
Vorsitz.  
(2) Der/die Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung, des Verbands-
ausschusses und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeord-
nung kraft Gesetzes dem/der 1. Bürgermeister/in zukommen. Er/sie erfüllt die ihm/ihr gesetzlich zu-
gewiesenen weiteren Aufgaben. Er/sie vergibt in eigener Zuständigkeit Einzelaufträge und sonstige 
Verträge bis 10.000,--€, soweit sie für den laufenden Betrieb notwendig sind.  
(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem/der Verbandsvorsitzenden 
weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung zugewiesen werden. 
(4) Der/die Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner/ihrer Befugnisse seinem/seiner/ihrem/ihrer 
Stellvertreter/in und laufende Verwaltungsangelegenheiten Dienstkräften des Zweckverbandes oder 
mit Zustimmung eines Verbandsmitglieds dessen Dienstkräften übertragen. 
(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform.  
 
 

§ 18 
Rechtsstellung des/der Verbandsvorsitzenden 

 
Der/die Verbandsvorsitzende und sein/e/ihr/e Stellvertreter/in sind ehrenamtlich tätig. Der/die Ver-
bandsvorsitzende und sein/ihre Stellvertreter/in erhält für seine/ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschä-
digung, nach Maßgabe der Regelung in § 11. 
 
 

§ 19 
Dienstkräfte des Zweckverbandes 

 
Zur Unterstützung des/der Vorsitzenden wird von der Verbandsversammlung ein/e Geschäftsleiter/in 
bestimmt. Er/sie übt diese Tätigkeit ehrenamtlich aus und erhält eine Aufwandsentschädigung. Die 
Höhe der Entschädigung setzt die Verbandsversammlung durch Beschluss fest.  
  



§ 20 
Geschäftsstelle 

 
Die Geschäftsstelle des Zweckverbandes befindet sich bei dem Verbandsmitglied Kolitzheim. Für die 
Aufwendungen der Geschäftsstelle erhält das Verbandsmitglied Kolitzheim vom Zweckverband eine 
Entschädigung nach der tatsächlichen Inanspruchnahme. In beiderseitigem Einvernehmen ist auch 
eine Pauschalabgeltung möglich. 
 
 

§ 21 
Verbandswirtschaft 

 
Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbandes gelten die Vorschriften für Gemein-
den entsprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit etwas 
anderes ergibt. 
 
 

§ 22 
Haushaltssatzung 

 
(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern spätestens vier Wochen vor der 
Beschlussfassung in der Verbandsversammlung zu übermitteln. 
(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Rechnungsjahres zu beschlie-
ßen und mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Rechnungs- und Haushaltsjahr ist das 
Kalenderjahr. 
 
 

§ 23 
Deckung des Finanzbedarfs 

 
(1) Der durch sonstige Einnahmen und Darlehen nicht gedeckte Finanzbedarf für die Errichtung und 
Erneuerung der Verbandsanlagen wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Investitionsumlage). 
Umlegungsschlüssel sind die Einwohnerwerte nach der Ausbauplanung.  
(2) Der durch sonstige Einnahmen und Darlehen nicht gedeckte Finanzbedarf für die Erweiterung der 
Verbandsanlagen wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Investitionsumlage). Umlegungsschlüs-
sel sind die Einwohnerwerte nach der Ausbauplanung, soweit die Erweiterung allen Mitgliedsgemein-
den zugute kommt. Soweit die Erweiterung nur einer Mitgliedsgemeinde zugute kommt, trägt diese 
Mitgliedsgemeinde die Investitionskosten alleine.  
(3) Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte laufende Finanzbedarf wird auf die Verbandsmit-
glieder umgelegt (Betriebskostenumlage). Umlegungsschlüssel sind die von den einzelnen Mitglieds-
gemeinden zugeführten Abwassermengen. Sie sind durch entsprechende Messeinrichtungen zu er-
mitteln. 
 
 

§ 24 
Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

 
(1) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden in der Haushaltssatzung für jedes 
Rechnungsjahr neu festgesetzt. Sie können nur während des Rechnungsjahres durch eine Nach-
tragshaushaltssatzung geändert werden. 
(2) Bei der Festsetzung der Investitionsumlage ist anzugeben: 

a) die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarfs für die Errichtung, 
Erweiterung und Erneuerung der Abwasserbeseitigungsanlage (Umlagesoll); 

b) die Bemessungsgrundlage (Einwohnerwerte); 
c) der Umlagesatz je Einwohnerwert; 
d) die Höhe des Investitionsumlagebetrages für jedes Verbandsmitglied. 

  



 
(3) Bei der Festsetzung der Betriebskostenumlage ist anzugeben: 

a) die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten laufenden Finanzbedarfs (Umlage-
soll); 

b) die nach dem Vorvorjahr zugeführten Abwassermengen;  
c) der Betriebskostenumlagebetrag je m³ Abwassermenge; 
d) die Höhe des Betriebskostenumlagebetrages für jedes Verbandsmitglied. 

(4) Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Bescheid mitzu-
teilen (Umlagebescheid). 
(5) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden mit einem Viertel ihrer Jahresbe-
träge am 10. jedes dritten Quartalsmonats fällig. Werden sie nicht rechtzeitig entrichtet, so können 
von den säumigen Verbandsmitgliedern Verzugszinsen bis zu 1 v.H. für den Monat gefordert werden. 
(6) Ist die Investitionsumlage oder die Betriebskostenumlage bei Beginn des Rechnungsjahres noch 
nicht festgesetzt, so kann der Zweckverband bis zur Festsetzung vorläufige vierteljährliche Teilbe-
träge in Höhe der im abgelaufenen Rechnungsjahr zuletzt erhobenen Teilbeträge erheben. Nach 
Festsetzung der Umlage für das laufende Rechnungsjahr ist über die vorläufigen Zahlungen zum 
nächsten Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen. 
 
 

§ 25 
Kassenverwaltung 

 
Der/die Kassenverwalter/-in und sein/e/ihr/e Stellvertreter/in werden von der Verbandsversammlung 
bestellt. Sie dürfen Zahlungen nicht selbst anordnen. Sie üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus und 
erhalten eine Aufwandsentschädigung, die von der Verbandsversammlung durch Beschluss festzu-
setzen ist. 
 
 

§ 26 
Jahresrechnung, Prüfung 

 
(1) Der/die Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung innerhalb von 
sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 
(2) Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversammlung oder von einem Prüfungsausschuss bin-
nen drei Monaten örtlich geprüft werden. Der Prüfungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsver-
sammlung zu bilden. Er besteht aus drei Verbandsräten. Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsaus-
schuss führt ein von der Verbandsversammlung bestimmtes Ausschussmitglied. 
(3) Nach der örtlichen Prüfung wird die Jahresrechnung von der Verbandsversammlung festgestellt 
und Entlastung erteilt. 
(4) Nach der Feststellung der Jahresrechnung veranlasst der Verbandsvorsitzende die überörtliche 
Rechnungsprüfung. Überörtliches Prüfungsorgan ist der Bayerische Kommunale Prüfungsverband. 
 
 

§ 27 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Die Satzungen des Zweckverbandes werden im Amtsblatt des Landratsamtes Schweinfurt be-
kannt gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der für die Bekanntmachung ihrer Satzungen vor-
gesehenen Form auf diese Bekanntmachung hin. Die Satzungen können in den Gemeindeverwaltun-
gen der Mitglieder eingesehen werden. 
(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind in ortsüblicher Weise vorzu-
nehmen. Die Aufsichtsbehörde kann darüber hinaus eine Veröffentlichung im Amtsblatt des Landrat-
samtes Schweinfurt anordnen. 
 
  



 
§ 28 

Änderung der Verbandssatzung 
 
Die Änderung der Verbandsaufgabe, der Austritt von Verbandsmitgliedern und deren Ausschluss, der 
nur aus wichtigem Grund zulässig ist, bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln, die Änderung des § 
23 (Deckung des Finanzbedarf) einer Mehrheit von drei Vierteln, sonstige Änderungen der Verbands-
satzung der einfachen Mehrheit der satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung. 
Die Beschlussfassung über den Beitritt oder Austritt setzt einen Antrag des Beteiligten voraus.  
 
 

§ 29 
Auflösung des Zweckverbandes 

 
Die Auflösung des Zweckverbandes ist unter folgenden Voraussetzungen wirksam: 

1. der Beschluss der Verbandsversammlung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der sat-
zungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung, 

2. die Vertretungsorgane aller Verbandsmitglieder müssen der Auflösung des Zweckverbandes 
zustimmen, 

3. die Auflösung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
 
 

§ 30  
Abwicklung 

 
(1) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine Aufgaben für seinen räumlichen Wirkungsbe-
reich vollständig von einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts übernommen 
werden, so hat er seine Geschäfte abzuwickeln. Er gilt bis zum Ende der Abwicklung als fortbeste-
hend, soweit es der Zweck der Abwicklung erfordert. 
(2) Abwickler ist der Verbandsvorsitzende, wenn nicht die Verbandsversammlung etwas anderes be-
schließt. 
(3) Der Abwickler beendigt die laufenden Geschäfte und zieht die Forderungen ein. Um schwebende 
Geschäfte zu beenden, kann er auch neue Geschäfte eingehen. Er fordert die bekannten Gläubiger 
besonders, andere Gläubiger durch öffentliche Bekanntmachung auf, ihre Ansprüche anzumelden. 
(4) Findet eine Abwicklung statt, so haben die Verbandsmitglieder das Recht, die auf ihrem Gebiet 
gelegenen Gegenständen des Anlagevermögens zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Im Üb-
rigen ist das Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbandsmitglieder unter Anrechnung 
der übernommenen Gegenstände nach dem Verhältnis der von ihnen insgesamt entrichteten Inves-
titionsumlagebeträge zu verteilen. Soweit das Vermögen die entrichteten Investitionsumlagebeträge 
übersteigt, darf es nur für steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden. 
 
 

§ 31 
Aufsicht; Schlichtung von Streitigkeiten 

 
(1) Aufsichtsbehörde des Zweckverbandes ist das Landratsamt Schweinfurt.  
(2) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, wenn sie sich 
gleichgeordnet gegenüber stehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder des Zweckverbandes unterei-
nander aus dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde zur Schlichtung anzurufen. 
 
  



 
§ 32 

Entstehen des Zweckverbandes  
Inkrafttreten 

 
Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landratsamtes 
Schweinfurt in Kraft.  
 
 
ABWASSERZWECKVERBAND Kolitzheim-Sulzheim 
Kolitzheim, 23.06.2026 
 
gez. 
Daniel Scheller 
Verbandsvorsitzender 
 


